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Einleitung

Die Digitalisierung bewirkt einen der größten Veränderungsprozesse unserer
Zeit. Der Begriff der Digitalisierung umschreibt im weiten, nichttechnischen
Sinne die zunehmende, allgegenwärtige Nutzung vernetzter Computertechno-
logien sowie die Transformation analoger in digitale Prozesse.1 In den vergan-
genen 80 Jahren haben sich Computer von den raumfüllenden Großrechnern mit
einfachen Lochkarten-Systemen der 1940er und 50er Jahren hin zu mit Mikro-
prozessoren ausgestatteten Personal-Computern der 1970er Jahren weiterent-
wickelt, die seit den 1980er und 90er Jahren erst lokal und mit dem Aufkommen
des Internets zunehmend global vernetzt wurden.2 Die in den vergangenen Jahr-
zehnten erfolge Entwicklung immer leistungsfähigerer und kleinformatigerer
Computer wie Notebooks, Tablets und Smartphones ist Grundlage für das Fort-
schreiten der Digitalisierung im 21. Jahrhundert, die nach und nach sämtliche
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens erfasst. Nur beispielhaft genannt seien an
dieser Stelle die für Deutschland wichtige Digitalisierung industrieller Produk-
tion, die sog. Industrie 4.03, oder aber auch die von der Digitalisierung ausge-
hende Veränderung der Arbeitswelt4. Erwähnenswert ist zudem die große soziale
Bedeutung durch die zunehmende Vernetzung der Gesellschaft, insbesondere
durch soziale Medien. Nur folgerichtig wird dieser umfassende Veränderungs-
prozess auch als „Digitale Revolution“ bezeichnet.5

1 Vgl. Rehbein, in: Görres-Gesellschaft, Staatslexikon, Bd. 1, Digitalisierung.
2 Eine ausführliche Darstellung dieser geschichtlichen Entwicklung des Computers im

20. Jahrhundert bietet Ceruzzi, A history of modern computing.
3 Dazu Ziesemer, in: Bär/Grädler/Mayr, Digitalisierung im Spannungsfeld von Politik,

Wirtschaft, Wissenschaft und Recht, Bd. 1, 575 ff.; der Begriff geht zurück auf einen Arbeits-
kreis im Rahmen der sog. Hightech-Strategie der Bundesregierung im Jahr 2013, vgl. BT-
Drs. 17/9261, S. 34 ff.

4 Sog. Arbeiten 4.0, siehe etwa BMS, Weißbuch Arbeiten 4.0, abrufbar unter: www.bmas.d
e/DE/Service/Publikationen/Broschueren/a883-weissbuch.html (30.11.2025).

5 Vgl. Hagen, in: Görres-Gesellschaft, Staatslexikon, Bd. 1, Digitale Revolution.
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I. Die Digitalisierung des Staates

Entsprechend den gesellschaftlichen Entwicklungen hat die Digitalisierung Aus-
wirkungen auf nahezu alle Bereiche des Staates.6 Sie bewirkt zum einen eine
Fortentwicklung des bestehenden Rechts7 und macht neues Recht8 erforderlich.
Zum anderen ist aber eine Anpassung des Staates selbst gefordert. Der Bedeu-
tungszuwachs des Themas der Digitalisierung für den Staat lässt sich bereits aus
der Bezeichnung seiner Ministerien ableiten. So gab es auf Bundesebene im Jahr
2013 zum ersten Mal ein ausdrücklich für Digitales zuständiges „Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur“,9 das seit dem Jahr 2021 als „Bun-
desministerium für Digitales und Verkehr“10 firmiert. Auch in den Ländern sind
explizit für digitale Themen zuständige Ministerien eingerichtet.11 In Bayern12

und Hessen13 sind darüber hinaus sogar eigenständige Digitalministerien ge-
schaffen worden. Diese Ministerien sind unter Leitung eines Beauftragten der
Landesregierung – dem sog. „Chief Information Officer (CIO)“ – zumeist für
ressortübergreifende Grundsatzfragen der Digitalisierung und die Entwicklung
einer IT-Strategie zuständig.

1. Die Digitalisierung der Verwaltung und Gesetzgebung

Ein Hauptaugenmerk bei der Digitalisierung des Staates liegt auf der digitalen
Verwaltung.14 Diese wird regelmäßig mit dem Begriff des „E-Governments“ um-
schrieben.15 Hierunter wird „die Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusam-

6 Siehe nur die vielfältigen Fragestellungen der 60. ATÖR (2020) zum Thema „Der digi-
talisierte Staat – Chancen und Herausforderungen für den modernen Staat“, vgl. Greve/
Gwiasda, 60, ATÖR – Der digitalisierte Staat, 2020.

7 Beispielhaft nur für die Auswirkungen auf das BGB Wendehorst, NJW 2016, 2609 ff.
8 Beispielhaft seien nur die umfangreichen Regelungen auf europäischer Ebene zur Ver-

wirklichung eines „Digitalen Binnenmarkts“ genannt; hierzu etwa bei Paal/Kumkar, ZfDR
2021, 97 ff.; genannt werden kann auch die Richtlinie über digitale Inhalte, siehe Spindler,
MMR 2021, 451 ff.

9 Ziff. IV des Organisationserlasses der Bundeskanzlerin v. 17.12.2013, BGBl. I 2013
S. 4310.

10 Ziff. VII des Organisationserlasses des Bundeskanzlers v. 08.12.2021, BGBl. I 2021
S. 5176.

11 BW: Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen; MV: Ministerium
für Inneres, Bau und Digitalisierung; NI: Ministerium für Wirtschaft, Bauen, Verkehr und
Digitalisierung; NW: Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung; RP:
Ministerium für Arbeit, Soziales, Transformation und Digitalisierung; SL: Ministerium für
Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energie; ST: Ministerium für Infrastruktur und Di-
gitales; TH: Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und digitale Gesellschaft.

12 Staatsministerium für Digitales.
13 Ministerium für Digitalisierung und Innovation.
14 Umfassend hierzu Guckelberger, Öffentliche Verwaltung im Zeitalter der Digitalisie-

rung, 2019.
15 Zum Begriff Eifert, Electronic Government, 2006, S. 20 ff.
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menhang mit Regieren und Verwalten (Government) mit Hilfe von Informations-
und Kommunikationstechnologien über elektronische Medien“ verstanden.16

Mit dem E-Government soll darüber hinaus eine Verwaltungsmodernisierung
einhergehen.17

Der Einsatz von Informationstechnologie in der Verwaltung reicht zurück auf
den Einsatz computergestützter Datenverarbeitung Ende der 1960er Jahre.18 Ein-
zug in das Verwaltungsverfahren erhalten Informations- und Kommunikations-
technologien seit Beginn des 21. Jahrhunderts in immer weiteren Bereichen: So
wurde im Jahr 2002 zunächst die Möglichkeit der elektronischen Kommunika-
tion zwischen Verwaltung und Bürgern eröffnet.19 Zudem führte der Bundesge-
setzgeber mit dem „elektronischen Verwaltungsakt“20 eine weitere Form des Er-
lasses eines Verwaltungsakts in das VwVfG ein. Zur Förderung der elektroni-
schen Verwaltung wurde im Jahr 2013 für die Bundesverwaltung – wie in anderen
Ländern21 schon einige Jahre zuvor – ein E-Government-Gesetz22 beschlossen.
Dieses sieht unter anderem für alle Bundesbehörden die Eröffnung eines elek-
tronischen Zugangs, eine elektronische Aktenführung sowie Wege der elektro-
nischen Akteneinsicht vor. Einen weiteren Schritt der Verwaltungsdigitalisierung
stellt seit 2017 die Möglichkeit des Erlasses eines vollständig automatisierten
Verwaltungsaktes nach § 35a VwVfG dar.23 Ferner ist nach § 41 Abs. 2a VwVfG
seither eine online-Bekanntgabe von Verwaltungsakten möglich.24

Darüber hinaus waren Bund und Länder durch § 1 Abs. 1 des 2017 geschaf-
fenen Onlinezugangsgesetzes (OZG)25 verpflichtet, bis zum Ablauf des Jahres
2022 „ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale
anzubieten“. Damit bestand eine Pflicht zur vollständigen Digitalisierung aller
Verwaltungsleistungen.26 Tatsächlich wurden bis zum Ablauf des Jahres 2022
aber lediglich 19 Prozent der Verwaltungsleistungen digitalisiert.27 Nach einer

16 Reinermann/von Lucke, Electronic Government in Deutschland, S. 1.
17 Eifert, Electronic Government, 2006, S. 21 f.; Schliesky, DÖV 2004, 809 (809).
18 So wurde beispielsweise in Schleswig-Holstein die „Datenzentrale Schleswig-Holstein“

durch Gesetz v. 02.04.1968, GVOBl. SH 1968 S. 92 f. geschaffen.
19 Drittes Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften v.

21.08.2002, BGBl. I 2022 S. 3322.
20 § 37 Abs. 2, 3 VwVfG.
21 Beispielsweise das Gesetz zur elektronischen Verwaltung für Schleswig-Holstein v.

08.07.2009, GVOBl. SH 2009 S. 398 ff.
22 Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung (E-Government-Gesetz –

EGovG) v. 25.07.2013, BGBl. I 2013 S. 2749.
23 Eingeführt im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens v.

18.07.2016, BGBl. I 2016 S. 1679 ff.; dazu Berger, NVwZ 2018, 1260 ff.
24 Hierzu Guckelberger, NVwZ 2018, 359 ff.
25 Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen vom 14.08.2017,

BGBl. I 2017 S. 3122, 3138.
26 Bull, CR 2019, 478 (479).
27 Bundesrechnungshof, Bericht v. 11.04.2022, Gz.: VII 5 – 0001755, S. 13 f., abrufbar

unter: www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2023/onlinezuga
ngsgesetz-volltext.pdf? blob=publicationFile&v=2 (30.11.2025).
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Gesetzesänderung im Jahr 202428 besteht diese Verpflichtung nunmehr gemäß
§ 1a Abs. 2 S. 1 OZG bis zum Ende des Jahres 2028.

Daneben ist auch der Bereich der Gesetzgebung Gegenstand von Digitalisie-
rungsbestrebungen. Nach einer Grundgesetzänderung im Jahr 202229 sieht
Art. 82 Abs. 1 S. 2 GG vor, dass das Bundesgesetzblatt in elektronischer Form
geführt werden kann. Hiervon hat der Bundesgesetzgeber umgehend Gebrauch
gemacht und ein Verkündungs- und Bekanntmachungsgesetz (VkBkmG)30 be-
schlossen, das zum 01.01.2023 in Kraft getreten ist. Gemäß § 2 Abs. 1 S. 1
VkBkmG wird das Bundesgesetzblatt seither vom Bundesamt der Justiz auf der
Internetseite „www.recht.bund.de“ ausgegeben. Eine Ausgabe des Bundesge-
setzblattes in Papierform findet nicht mehr statt. Zudem sehen als Folge der
Corona-Pandemie einige Geschäftsordnungen der Landtage in bestimmten Aus-
nahmesituationen die Durchführung von Landtagssitzungen in der Form einer
Videokonferenz vor.31

2. Die Digitalisierung der Dritten Gewalt

Abzugrenzen von der Verwaltungsdigitalisierung ist die Digitalisierung im Be-
reich der Rechtsprechung, die unter dem Begriff der „E-Justice“ beschrieben
wird.32 Hiermit soll sowohl der elektronische Rechtsverkehr der Justiz mit Pri-
vaten als auch die Digitalisierung der Gerichte selbst umschrieben werden.33

a) Elektronischer Rechtsverkehr

Die Nutzung technologischer Fortschritte im Rahmen gerichtlicher Verfahren ist
seit jeher von Bedeutung. Beispielhaft hatte bereits im Jahr 1881 das Reichsge-
richt den Einsatz von Telegraphen zur Wahrung damals geltender Formvor-
schriften für die Einlegung einer Revisionsschrift zu prüfen.34

Der elektronische Rechtsverkehr nach heutigem Verständnis entstand durch
die Regelungen zur elektronischen Form im Jahr 200135. Neben der Statuierung

28 Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften zur Digi-
talisierung der Verwaltung (OZG-Änderungsgesetz — OZGÄndG) v. 19.07.2024, BGBl. I
2024 Nr. 245.

29 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 82) v. 19.12.2022, BGBl. I 2022 S. 2478.
30 Art. 1 des Gesetzes zur Modernisierung des Verkündungs- und Bekanntmachungswe-

sens vom 20.12.2022, BGBl. I 2022 S. 2752.
31 So etwa § 57a GO Bürg. HH; § 13 Abs. 3a GO LT MV; § 17b GO LT SH.
32 Vgl. Braun Binder/Hadank, in: Sodan/Ziekow, VwGO, § 55a Rn. 1; Bernhardt, NJW

2015, 2775 ff.; Köbler, NJW 2006, 2089 (2090), der diesen Begriff ausdrücklich auf die Ge-
waltenteilung bezieht.

33 Jost/Kempe, NJW 2017, 2705 (2705).
34 RGSt 4, 59.
35 Gesetz zur Anpassung der Formvorschriften des Privatrechts und anderer Vorschriften

an den modernen Rechtsverkehr v. 13.07.2001, BGBl. I 2001 S. 1542.
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dieser in § 126a BGB wurde in den Verfahrensordnungen36 die Möglichkeit der
Einreichung von elektronischen Dokumenten bei Gerichten eröffnet. In der Pra-
xis wurde hiervon zunächst jedoch nur sehr eingeschränkt Gebrauch gemacht.37

Einen erheblichen Bedeutungsgewinn erfuhrt der elektronische Rechtsver-
kehr durch das „Gesetz zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit
den Gerichten“38 im Jahr 2013. Dieses sieht die seit dem 01.01.202239 geltende
Nutzungspflicht des elektronischen Rechtsverkehrs für Rechtsanwälte und Be-
hörden vor. Für vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich
einzureichende Anträge und Erklärungen besteht nach §§ 55d VwGO, 130d ZPO,
14b FamFG, 46g ArbGG, 65d SGG, 52d FGO die Pflicht zur Übermittlung als
elektronisches Dokument. Eine Ausnahme besteht gemäß § 32d 1 StPO lediglich
noch teilweise für strafprozessuale Anträge und Erklärungen.40

Verfassungsrechtlich wird in Schleswig-Holstein der elektronische Zugang zu
Gerichten sogar nach Art. 14 Abs. 2 S. 1 LVerf SH ausdrücklich gewährleistet.

b) Digitalisierung von Gerichten

Wie im Bereich der Verwaltung findet auch die Digitalisierung der Gerichte ihren
Beginn mit der fortschreitenden Entwicklung von Computern in der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Bereits im Jahr 1969 wurde durch die Justizminister
eine „Kommission für Datenverarbeitung“ gebildet.41 Diese hatte die Aufgabe,
die Aktivitäten der Justizverwaltungen von Bund und Ländern im Bereich der
Informationstechnik zu vernetzen.42 Zunehmende Verwendung erhielt die Infor-
mations- und Kommunikationstechnik an den Gerichten seit den 1980er Jahren.
Sie betraf zunächst die Geschäftsstellen, an denen mittels einfacher Fachanwen-
dungen die Aktenzeichenvergabe, die Fristenüberwachung, das Prozessregister
sowie der Verhandlungskalender digitalisiert wurden.43 Ein weiterer, früher Ein-
satzschwerpunkt von IT in den Gerichten lag auf der automatisierten Bearbei-

36 Nach heutiger Fassung: §§ 130a ZPO, 32a StPO, 55a VwGO, 52a FGO, 46c ArbGG, 65a
SGG.

37 Vgl. Hadidi/Mödl, NJW 2010, 2097 (2098); auch nach Auffassung der Bundesregierung
ist „die Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten […] weit hinter den
Erwartungen zurückgeblieben.“, BT-Drs. 17/12634, S. 1.

38 Gesetz v. 10.10.2013, BGBl. I 2013 S. 3786.
39 Art. 26 Abs. 7 des Gesetzes zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den

Gerichten
40 Verteidiger und Rechtsanwälte sollen den Strafverfolgungsbehörden und Gerichten

nach § 32d S. 1 StPO Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich einzureichende Anträge
und Erklärungen als elektronisches Dokument übermitteln. Für bestimmte Anträge und
Erklärungen (z.B. Berufung, Revision) sieht § 32d S. 2 StPO eine Pflicht zur Übermittlung als
elektronisches Dokument vor.

41 Vgl. Justizportal von Bund und Ländern, justiz.de/laender-bund-europa/BLK/index.ph
p (30.11.2025).

42 Bernhardt, VM 2017, 251 (251).
43 Vgl. beispielsweise Niedersächsisches Justizministerium, EDV-Länderbericht 1996.
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tung von Mahnverfahren sowie dem Kosten- und Kassenwesen.44 Zudem kam es
zur Einführung elektronischer Schuldnerverzeichnisse und Konkursdateien.45 In
dieser Frühphase der Digitalisierung war eine direkte Unterstützung richterli-
cher Arbeit durch IT nicht geplant.46

Einen ersten Meilenstein der Digitalisierung an Gerichten stellte das Grund-
buch dar, welches seit dem Jahr 1993 „in maschineller Form als automatisierte
Datei“ geführt werde konnte.47 Die Einführung der elektronische Grundbuch-
führung erfolgte etwa im Jahr 1994 in Bayern48 und bis zum Jahr 1997 in Ham-
burg.49 Technisch realisiert wurde die Einführung bereits damals durch die An-
bindung der Gerichte an ein zentrales Rechenzentrum, auf dem das elektronische
Grundbuch geführt wurde.50 Hierin lag ein Unterschied zu der zuvor üblichen,
dezentralen IT-Organisation der Gerichte. So gab es in den 1980er Jahren zu-
nächst sog. Abteilungsrechner. Hierbei handelte es sich um zentrale Rechner
einer Abteilung, die jeweils mit den einzelnen Arbeitsplätzen einer Abteilung
verbunden waren.51 In den 1990er Jahren wurde dann mit dem Aufbau lokaler
Netzwerke an den Gerichten begonnen.52 Beispielhaft wurde in Sachsen – als
einem der ersten Länder – im Jahr 1995 ein „Landesdatennetz Justiz“ sowie ein
daran angeschlossenes justizeigenes Rechenzentrum eingerichtet, in dem das
elektronische Grundbuch geführt wurde.53

Ab den 1990er Jahren erfolgte schließlich eine Ausstattung richterlicher Ar-
beitsplätze mit Informationstechnik. So waren beispielsweise in Hessen im Jahr
1995 an 3.300 von 8.000 Arbeitsplätzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit und der
Staatsanwaltschaften Bildschirmarbeitsplätze eingerichtet.54 Eine Vollausstat-
tung wurde in Schleswig-Holstein55 und Niedersachsen56 bis zum Jahr 2002 er-
reicht. Diese Technikunterstützung richterlicher Tätigkeit bestand zunächst in
der Nutzung einfacher Textprogramme.57 Daneben war etwa in Familiensachen

44 Pott, in: FS Herberger, 2016, 765 (765); Radke, in: FS Herberger, 2016, 773 (774).
45 Vgl. Behörde für Justiz Hamburg, EDV-Länderbericht 1996.
46 Pott, in: FS Herberger, 2016, 765 (765).
47 Vgl. § 126 Abs. 1 S. 1 GBO in der Fassung des Registerbeschleunigungsgesetz v.

20.12.1993, BGBl. I 1993 S. 2182 ff.
48 Bayerisches Staatsministerium der Justiz, EDV-Länderbericht 1996.
49 Behörde für Justiz Hamburg, EDV-Länderbericht 1996.
50 Bayerisches Staatsministerium der Justiz , EDV-Länderbericht 1996.
51 Vgl. Behörde für Justiz Hamburg, EDV-Länderbericht 1996; Ministerium für Justiz des

Landes Schleswig-Holstein, EDV-Länderbericht 1996.
52 Vgl. etwa Ministerium für Justiz des Landes Mecklenburg-Vorpommern, EDV-Län-

derbericht 1996; Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen, EDV-Länderbe-
richt 1996; Ministerium für Justiz des Landes Schleswig-Holstein, EDV-Länderbericht 1996.

53 Sächsisches Staatsministerium der Justiz, EDV-Länderbericht 1996.
54 Vgl. Hessisches Ministerium der Justiz , EDV-Länderbericht 1996.
55 Ministerium für Justiz des Landes Schleswig-Holstein, EDV-Länderbericht 2002.
56 Niedersächsisches Justizministerium, EDV-Länderbericht 2002.
57 Vgl. Ministerium für Justiz des Landes Mecklenburg-Vorpommern, EDV-Länderbe-

richt 1996; Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen, EDV-Länderbericht
1996.
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die Verwendung von Berechnungsprogramme schon früh üblich.58 Ab Mitte der
1990er Jahre die wurde juristische Datenbanken wie JURIS aufgebaut.59 Einen
großen Schritt in der Digitalisierung stellte der Einsatz von Fachanwendungen
zur Unterstützung der richterlichen Tätigkeit bei der Verfahrensbearbeitung dar,
die über ein zentrales Rechenzentrum abgewickelt werden. Eine erste Erprobung
an den Gerichten erfolgte auch hier ab Mitte der 1990er Jahre.60 Die flächende-
ckende Einführung von Fachanwendungen in den verschiedenen Bereichen der
ordentlichen Gerichtsbarkeit sowie in den Fachgerichtsbarkeiten erfolgte um die
Jahrtausendwende.61 Die Fachanwendungen wurden im Laufe der 2000er und
2010er Jahre fortlaufend weiterentwickelt bzw. durch neue Anwendungen er-
setzt. Heute wird die richterliche Tätigkeit in sämtlichen Gerichtsbarkeiten durch
verschiedenste Fachanwendungen geprägt.62

Der Wandel der richterlichen Tätigkeit durch die Digitalisierung dauert an.
Neben der Entwicklung neuer Fachanwendungen rückt seit einigen Jahren der
Einsatz künstlicher Intelligenz in das Zentrum neuer Digitalisierungsbemühun-
gen. Dies wurde in den vergangenen Jahren vor allem von den technischen Fort-
schritten rund um den Chatbot ChatGPT vorangetrieben. Die von Bund und
Ländern beschlossene „Digitalisierungsinitiative für die Justiz“63 (auch „Digital-
pakt Justiz“ genannt) sieht umfangreiche Bundesmittel für die Entwicklung ent-
sprechender Software vor.64

58 Vgl. Bayerisches Staatsministerium der Justiz, EDV-Länderbericht 1996; Senatsver-
waltung für Justiz Berlin, EDV-Länderbericht 1996; Niedersächsisches Justizministerium,
EDV-Länderbericht 1996; diese Programme wurden sogar noch von einzelnen Richtern
selbst entwickelt, vgl. Pott, in: FS Herberger, 2016, 765 (766).

59 Vgl. Sächsisches Staatsministerium der Justiz, EDV-Länderbericht 1996.
60 So beispielsweise in Bayern, vgl. Bayerisches Staatsministerium der Justiz, EDV-Län-

derbericht 1996; Brandenburg, vgl. Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, EDV-
Länderbericht 1996; Hamburg, vgl. Behörde für Justiz Hamburg, EDV-Länderbericht 1996.

61 So etwa in, Niedersachen, vgl. Niedersächsisches Justizministerium EDV-Länderbe-
richt 2000; Nordrhein-Westfalen, vgl. Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-West-
falen, EDV-Länderbericht 2000, Ziff. 1.4.3.

62 Siehe nur etwa beispielhaft die Aufzählung aller in den nordrhein-westfälischen Gerich-
ten eingesetzten Fachanwendungen, Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfa-
len, EDV-Länderbericht 2021, 2 ff.

63 Bundesjustizministerium, Pressemitteilung 20/2023 v. 30.03.2023, www.bmj.de/Shared
Docs/Pressemitteilungen/DE/2023/0330 Digitalgipfel.html (30.11.2025).

64 Vgl. Beschluss des Bund-Länder-Digitalgipfels v. 10.11.2023, www.justiz.nrw.de/JM/ju
miko/beschluesse/2023/Herbstkonferenz 2023/Beschluss Digitalisierungsinitiative ViKo
230811.pdf (30.11.2025); hierzu auch Sehl, LTO, 18.10.2023, www.lto.de/recht/justiz/j/digitali
sierung-justiz-bundestag-haushalt-millionen-sprach-ki-bund-laender-digitalpakt/
(30.11. 2025).
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c) Elektronische Aktenführung

Kerngegenstand der gegenwärtigen Digitalisierung der Gerichte ist die Einfüh-
rung der elektronischen Akte. Neben der seit 1993 bestehenden Möglichkeit der
elektronischen Grundbuchführung wird seit dem Jahr 2007 das Handels-, Ge-
nossenschafts- und Partnerschaftsregister ausschließlich elektronisch geführt.65

Ein Digitalisierungspotenzial bestand vor allem in den gerichtlichen Prozessak-
ten, die seit jeher als Papierakten geführt wurden. Die erstmalige Möglichkeit zur
elektronischen Führung dieser Akten an Gerichten schuf das Justizkommuni-
kationsgesetz66 im Jahr 2005. Zuvor hatte es hierzu lediglich – erfolglose – Pilot-
projekte gegeben.67 Durch das „Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte
in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs“68

im Jahr 2017 wurde aus der Möglichkeit der elektronischen Aktenführung eine
Pflicht. Ausdrückliches Ziel des Gesetzgebers war der Abschluss „der Digitali-
sierung in der gesamten Justiz spätestens bis zum Jahr 2026“.69 Entsprechend
sehen die §§ 55b Abs. 1a VwGO, 298a Abs. 1a ZPO, 14 Abs. 4a FamFG, 46e
Abs. 1a ArbGG, 65b Abs. 1a SGG, 52b Abs. 1a FGO vor, dass die Akten ab dem
1. Januar 2026 elektronisch geführt werden. Die Bundesregierung und die Lan-
desregierungen bestimmen nach diesen Vorschriften jeweils für ihren Bereich
durch Rechtsverordnung die organisatorischen und technischen Rahmenbedin-
gungen für die Bildung, Führung und Verwaltung der elektronischen Akte. Fer-
ner können sie durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die in Papier-
form angelegt wurden, auch als Papierakte fortgeführt werden. Daneben können
sie festlegen, dass diese Akten als Hybridakten in elektronischer Form weiter-
geführt werden.70 Für das Strafverfahren folgt die Pflicht zur elektronischen Ak-
tenführung ab dem 1. Januar 2026 aus der ab diesem Zeitpunkt geltenden Fas-
sung des § 32 Abs. 1 StPO.71

Der konkrete Stand der Einführung der elektronischen Akte richtet sich folg-
lich nach der jeweiligen Bundes- bzw. Landesverordnung.72 Die Einführung der

65 Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Un-
ternehmensregister (EHUG) v. 10.11.2006, BGBl. I 2006 S. 2553.

66 Gesetz über die Verwendung elektronischer Kommunikationsformen in der Justiz (Jus-
tizkommunikationsgesetz – JKomG) v. 25.03.2005, BGBl. I 2005 S. 837.

67 So wurde Anfang des Jahrtausends ein Projekt zur elektronischen Akte am BGH abge-
brochen, vgl. Bernhardt, NJW 2015, 2775 (2776).

68 Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förde-
rung des elektronischen Rechtsverkehrs v. 05.07.2017, BGBl. I 2017 S. 2208.

69 BT-Drs. 18/12203, S. 1 f.
70 Vgl. §§ 55a Abs. 1b VwGO, 32 Abs. 1a StPO, 298a Abs. 3 ZPO, 46e Abs. 3 ArbGG, 65b

Abs. 1b SGG, § 14 Abs. 6 FamFG, § 52b Abs. 1b FGO, eingefügt durch das Gesetz zur wei-
teren Digitalisierung der Justiz, v. 12.07.2024, BGBl. I 2024 Nr. 234.

71 Siehe Art. 2 des Gesetzes zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur
weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs v. 05.07.2017, BGBl. I 2017 S. 2208.

72 Siehe den Überblick über die Verordnungen bei Gomm, in: Ory/Weth, jurisPK-ERV,
Bd. 1, Kap. 6 Rn. 219 ff.



9II. Untersuchungsgegenstand

elektronischen Akte in den Ländern erfolgt zumeist geordnet nach Gerichten73,
wobei teilweise weiter nach den Verfahrensarten differenziert wird.74 Bei den Bun-
desgerichten erfolgt die Einführung der elektronischen Akte gemäß § 2
BGAktFV75 durch Verwaltungsanordnung der Gerichtspräsidenten. Diese sehen
eine senatsweise Einführung der elektronischen Akte vor.76

Im Zuge der Einführung der elektronischen Akte werden die bereits eingesetz-
ten Fachanwendungen an diese angebunden.77 Insofern kommt es zu einer ganz-
heitlich elektronischen Verfahrensbearbeitung. Damit ist spätestens durch die
Einführung der elektronischen Aktenführung der Computer das gesetzlich mit-
telbar vorgesehene, wichtigste Arbeitsmittel von Richterinnen und Richtern78

geworden.

II. Untersuchungsgegenstand

Die Digitalisierung der Justiz bedeutet nur vordergründig die Übertragung ana-
loger Prozesse in eine digitale Form. Im Hintergrund erfordert die mit der Di-
gitalisierung einhergehende Vernetzung von Informationstechnik neue Organi-
sationsstrukturen. Dies gilt insbesondere mit Blick auf digitale Daten, die durch
die Nutzung von Fachanwendungen und der elektronischen Akte anfallen. Diese
müssen auf zentralen Servern gespeichert werden. Für die Gerichte ist daher die
Nutzung eines Rechenzentrums zwingend notwendig. Ein Rechenzentrumsbe-
trieb der Gerichte könnte hierbei auf verschiedene Weisen umgesetzt werden.

73 So etwa in Nordrhein-Westfalen gemäß den Anlagen zur Verordnung zur elektronischen
Aktenführung bei den Gerichten der ordentlichen Gerichtsbarkeit im Land Nordrhein-
Westfalen in Zivil- und Familiensachen (eAkten-Verordnung in Zivil- und Familiensachen –
eAktVOZivFam), GV. NRW 2018, 578.

74 So beispielhaft die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz
über die Elektronische Aktenführung bei den Gerichten der ordentlichen Gerichtsbarkeit
und Staatsanwaltschaften v. 02.03.2020, BayMBl. Nr. 119; in Schleswig-Holstein folgt der
Zeitpunkt der Einführung der elektronischen Akte den jeweiligen Gerichten der ordentlichen
Gerichtsbarkeit und der Fachgerichtsbarkeiten aus der Anlage der jeweils neusten Fassung
der Landesverordnung über die elektronische Aktenführung der Justiz (ElektAktFVO SH) v.
11.03.2019, GVOBl. SH 2019 S. 61.

75 Verordnung über die elektronische Aktenführung bei den obersten Gerichten des Bun-
des in der Zivilgerichtsbarkeit und in den Fachgerichtsbarkeiten (Bundesgerichte-Aktenfüh-
rungsverordnung – BGAktFV) v. 27.03.2020, BGBl. I 2020 S. 745.

76 Vgl. etwa die Einführung am Bundesverwaltungsgericht: Hier wurde im Abstand eini-
gen Monaten – beginnend am 01.09.2022 – die elektronische Akte für einzelne Senate einge-
führt, vgl. Bekanntmachung der Verwaltungsanordnung zur elektronischen Aktenführung
beim Bundesverwaltungsgericht v. 06.09.2023, BAnz AT 25.09.2023 B5.

77 Vgl. nur Ministerium für Justiz und Gesundheit des Landes Schleswig-Holstein, EDV-
Länderbericht 2022, S. 5 f.

78 Aus Gründen der sprachlichen Einfachheit erfolgt die weitere Bearbeitung im generi-
schen Maskulinum.
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Zum einen wäre der Betrieb durch die Gerichte selbst denkbar. Zum anderen
könnten andere staatliche Einrichtungen außerhalb der Justiz herangezogen wer-
den. Dies könnten vor allem staatliche IT-Dienstleister sein. Handelt es sich hier-
bei um Einrichtungen der Verwaltung, stellt sich die Frage nach einer hinrei-
chenden Trennung zwischen Zweiter und Dritter Gewalt.

Erfolgt in der analogen Welt eine klare Zuordnung der Gerichtsverwaltung an
die Justizministerien, drohen in der digitalen Welt neue Wege der mittelbaren
Einflussnahme auf Gerichte durch eine Einbindung dieser in die informations-
technischen Organisationsstrukturen der allgemeinen Verwaltung. Mit der digi-
talen Datenhaltung entstehen zudem gegenüber der analogen Welt neue Wege des
Zugriffes auf Daten, aus denen neue Kontrollmöglichkeiten gegenüber Gerich-
ten und Richtern erwachsen können. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund
der mit der Einführung der elektronischen Akte verbundenen fortschreitenden
Digitalisierung. Ferner ist die richterliche Tätigkeit als solche durch den Einsatz
von Informationstechnik einem Wandel ausgesetzt. Die zunehmende Nutzung
von informationstechnischen Systemen – vor allem in Form von Fachanwen-
dungen – kann den Gang der richterlichen Entscheidungsfindung verändern.
Dies gilt vor allem auch für den Einsatz von Systemen der künstlichen Intelligenz.

Diese weitreichende und andauernde Veränderung im Bereich der Recht-
sprechung – teilweise als eine der größten in der Geschichte der Justiz bezeichnet79

–, die Gerichte sowie Richter betrifft, bietet Anlass für verfassungsrechtliche
Fragestellungen: Mit Blick auf das für die grundlegende Organisation staatlicher
Organe maßgebliche Gewaltenteilungsprinzip sollen in dieser Arbeit die Eigen-
ständigkeit der digitalisierten Gerichte als Organe der Dritten Gewalt sowie die
Unabhängigkeit der digital arbeitenden Richter als Organwalter der Dritten Ge-
walt eingehend untersucht werden. Herausgearbeitet werden sollen die Maßga-
ben des bestehenden verfassungsrechtlichen Rahmens an die Digitalisierung der
Dritten Gewalt. Mit der Digitalisierung der Dritten bzw. rechtsprechenden Ge-
walt im Sinne dieser Arbeit ist insofern die Digitalisierung im Bereich des aus
Gerichten und Richtern bestehenden institutionellen Rahmens der Rechtspre-
chung gemeint. Nicht behandelt werden sollen die unter einen Oberbegriff der
„Justiz“ ebenfalls subsumierbaren Bereiche der Staatsanwaltschaften, Rechts-
pfleger oder Justizvollzug. Kein vordringlicher Untersuchungsgegenstand ist fer-
ner die Digitalisierung der Rechtsprechung im Sinne eines Ersatzes der spruch-
richterlichen Tätigkeit durch Algorithmen.

79 Vogelgesang, Der elektronischer Rechtsverkehr, die elektronische Akte und das Zivil-
verfahrensrecht, 2020, S. 29; Weth, jM 2018, 1.



Sachverzeichnis

Administratoren 264
Anstalten des öffentlichen Rechts 122
Arbeitspensum 54, 144, 196
Automation bias 147, 152

Baden-Württemberg
– Datenzugriffe 270
– Digitalisierung der Gerichte 67
– IT-Kontrollkommission 220, 241
– IT-Sicherheit 208
Basissoftware 138
Bayern
– Datenzugriffe 270
– Digitalisierung der Gerichte 69
– IT-Kontrollkommission 220, 241
– IT-Sicherheit 209
Berlin
– Digitalisierung der Gerichte 70
Betriebskonsolidierung Bund 65
Blackbox 146, 153, 192
Brandenburg
– Datenzugriffe 270
– Digitalisierung der Gerichte 71
– IT-Kontrollkommission 221, 243
Bremen
– Datenzugriffe 270
– Digitalisierung der Gerichte 74
– IT-Kontrollkommission 221, 243
Bund-Länder-Kommission für Informati-

onstechnik in der Justiz 88
Bundesgerichte 63

Client-Server-Architektur 61, 97, 103, 164
Cyberangriffe 113, 171
Cybersicherheit IT-Sicherheit

Data Center Justiz 89, 108
Dataport AöR 89, 121
Datenhoheit 100, 109, 185, 284

– Begriff 109
Datenschutzrecht 214
Datenzugriffe
– Cybersicherheitsbehörden 217
– Dienstaufsicht 216
– Dienstgerichte 174
– Dokumentationspflichten 277
– Fernzugriffe 180
– Geschützte Daten 268
– IT-Kontrollkommission 282
– Metadaten 180
– Potenziale 169
– Richterliche Unabhängigkeit 171
– Schutzmaßnahmen 201, 211
– Voraussetzungen 269
– Zugriffspotenziale 178
– Zugriffsrechte 263
Dienstaufsicht 118
– Äußerer Ordnungsbereich 54
– Datenzugriff 169, 216
– Eingriffsdogmatik 53
– IT-Dienstleister 118
– Kernbereich spruchrichterlicher Unab-

hängigkeit 53
– richterliche Unabhängigkeit 52
Dienstvereinbarungen 190, 202
Digitalisierung 1
Dokumentationspflichten 277

E-Justice 4
E-Justice-Rat 88
Elektronische Aktenführung
– Ausgestaltung 158
– Entwicklung 8
– IT-Dienstleister 102
– Metadaten 184
– Richterliche Unabhängigkeit 159
Elektronischer Rechtsverkehr 4
Entscheidungsfindung 142, 146, 151, 171



318 Sachverzeichnis

Fachaufsicht 118, 121
– durch Gerichte 121
– durch Justizministerium 119
– Sonderregelungen 119
Fachverfahrenssoftware 138, 141
– Transparenz 192
– Überprüfung 198
forumSTAR 139
Funktionsvorbehalt 125
Fusion von Justiz- und Innenministerium

41

Gerichtsinterne IT-Dienstleister 95
Gerichtsverwaltung
– als Teil der Exekutive 30
– Begriff 28
– durch die Judikative 31
– durch Justizministerien 39
– Gesetzgebungskompetenz 29
– IT-Einsatz 93
– Mindestmaß an richterlicher Selbstver-

waltung 35
– Ressortierung 47
– Selbstverwaltungsmodell des Deutschen

Richterbundes 33
– Umfang 29
– Verfassungsgerichte 32
– Vollständige richterliche Selbstverwal-

tung 32
Gewaltenteilungsprinzip
– „Kernbereich“ der Gewalten 20
– Dimensionen 16
– Funktionen 17
– Grundzüge 13
– im Grundgesetz 14
– Landesverfassungen 21
– Praktische Verwirklichung 19
– Richterliche Unabhängigkeit 48
Gewaltentrennung 19
Gewaltenverschränkung 20

Hamburg
– Datenzugriffe 271
– Digitalisierung der Gerichte 75
– IT-Kontrollkommission 221, 244
Hessen
– Datenzugriffe 271
– Digitalisierung der Gerichte 75

– IT-Kontrollkommission 221, 244
– IT-Sicherheit 210
Housing 108 f.

Institutioneller Gesetzesvorbehalt 130
IT-Ausstattung 134
IT-Dienstleister 91
– Datenzugriff 170
– der allgemeinen Verwaltung 96
– des Justizministeriums 96
– Gerichtsintern 97
IT-Kontrollkommissionen
– Amtszeiten 231
– Aufgaben 240
– Beanstandungsrecht 255
– Beschlussfassung 238
– IT-Sicherheit 251
– Kontrollrechte 249
– Rechtsgrundlagen 217
– Sachkenntnis 228
– Sitzungstunus 234
– Stimmrechte 225
– Unabhängigkeit 236
– Vorabkontrolle 254
– Vorsitz 237
– Zulässigkeit 233
– Zusammensetzung 220
– Zuständigkeiten 219
IT-Planungsrat 87
IT-Rat des Bundes 65
IT-Sicherheit 203
– Datenzugriffe 217
– IT-Kontrollkommission 251
– Richterliche Unabhängigkeit 208
– Zertifizierung 204
IT-Störungen 164
ITZBund 64, 119

Justizministerium
– Bestandsgarantie 39
– Eigenständigkeit 41
– IT-Dienstleister 104
– Kontrollbefugnisse 117
– Sonderstellung 44, 46

Kernbereich spruchrichterlicher Unabhän-
gigkeit 53

KI-Verordnung 148, 152



319

Kontrolle 117
Kontrollfunktion des Gewaltenteilungs-

prinzips
– Grundzüge 18
– Organisationsmodelle 115
Kontrollpotenziale 182
Kontrollrechte 249
Kritische Infrastruktur 206
Künstliche Intelligenz 147, 193
– Automation Bias 152
– Begriffsbestimmung 148
– Datengrundlage 154
– Einsatzvarianten 149
– Nachvollziehbarkeit 153
– robot judge 156

Mäßigungsfunktion des Gewaltenteilungs-
prinzips

– Grundzüge 17
– Organisationsmodelle 115
Mecklenburg-Vorpommern
– Digitalisierung der Gerichte 76
Metadaten 180
Mitbestimmung 189

Nachvollziehbarkeit 146, 153, 192
Niedersachsen
– Digitalisierung der Gerichte 77
– IT-Sicherheit 209
Nordrhein-Westfalen
– Digitalisierung der Gerichte 78
– IT-Zentralisierung 99

Organisationsmodelle 94
– Gerichtsinterne IT-Dienstleister 95
– Landesdienstleister 96
– Zentraler IT-Dienstleister des Justizmi-

nisteriums 96
Organisatorische Selbstständigkeit der Ge-

richte
– Anforderungen 26
– Grundlage 24
– Organisationsmodelle 97
– Personelle Trennung 110
– Technische Trennung 106

Personelle Trennung 110
Persönliche Unabhängigkeit 57

Sachverzeichnis

Privatisierung
– formelle 125
– funktionale 127
– materielle 129
Protokollierung Siehe Dokumentations-

pflichten

Rationalisierungsfunktion
– Grundzüge 18
– Organisationsmodelle 112
Rechtsprechung
– Begriff 22
Ressortierung der Gerichtsverwaltung 39
Ressortprinzip 122
Rheinland-Pfalz
– Datenzugriffe 272
– Digitalisierung der Gerichte 80
– IT-Kontrollkommission 222, 245
Richter 49
– Begriff 157
– IT-Ausstattung 134
Richterliche Daten 268
Richterliche Mitbestimmung 202
Richterliche Selbstverwaltung 35
Richterliche Unabhängigkeit
– Datenzugriffe 171, 176
– Eletronische Aktenführung 159
– Gefahrenpotenziale 141
– Gewährleistungsdimension 134
– Gewaltenteilungsprinzip 48
– IT-Sicherheit 208
– IT-Störungen 166
– Persönliche Unabhängigkeit 57
– Sachliche Unabhänigkeit 49
robot judge 156

Saarland
– Datenzugriffe 273
– Digitalisierung der Gerichte 82
– IT-Kontrollkommission 222, 246
– IT-Sicherheit 210
Sachliche Unabhängigkeit 49
– Reichtweite 50
– Schutzrichtung 51
– Schutzumfang 50
Sachsen
– Datenzugriffe 273
– Digitalisierung der Gerichte 83



320 Sachverzeichnis

– IT-Kontrollkommission 222, 246
– IT-Sicherheit 210
Sachsen-Anhalt
– Datenzugriffe 273
– Digitalisierung der Gerichte 84
– IT-Kontrollkommission 222, 247
Schleswig-Holstein
– Datenzugriffe 274
– Digitalisierung der Gerichte 84
– IT-Kontrollkommission 222, 247
Schutzmaßnahmen
– Datenzugriffe 211
– Digitale Arbeitsmittel 189
Shared Server 107 f.

Technische Hilfsverwaltung 98 f., 101
Technische Trennung 106
Thüringen
– Datenzugriffe 274
– Digitalisierung der Gerichte 85
– IT-Kontrollkommission 223, 248
– IT-Sicherheit 211
Transparenz
– Funktionsweise 192
– Rechtsanwendung 194

Übernahmeautomatismus 146
Unionsrecht 148, 292

Verfassungsgerichte 32, 94
Verflechtung 99, 104
Verfügbarkeit 167
Verschlüsselung 205
Verwendungsdruck 144
Virtueller Server 107, 109
Vorbehalt des Gesetzes
– Gerichtsverwaltung 37
– geschrieben 38
– IT-Organisation der Gerichte 129
– Unabhängigkeitsrelevante IT-Regelun-

gen 285
– ungeschrieben 38
Vorprägung 142

Zertifizierungsverfahren 198, 254


	Cover
	Titel
	Vorwort��������������
	Inhaltsübersicht�����������������������
	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung�����������������
	I. Die Digitalisierung des Staates�����������������������������������������
	1. Die Digitalisierung der Verwaltung und Gesetzgebung�������������������������������������������������������������
	2. Die Digitalisierung der Dritten Gewalt������������������������������������������������
	a) Elektronischer Rechtsverkehr��������������������������������������
	b) Digitalisierung von Gerichten���������������������������������������
	c) Elektronische Aktenführung������������������������������������


	II. Untersuchungsgegenstand����������������������������������

	Sachverzeichnis����������������������



